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Wirtschaftiintiriss©ii
versus
Menschenreclit©

Ein lange währender Gegensatz,
sowohl in der Theorie als auch in der Praxis

von Anne-Christine Habbard

Ziel meines Beitrages* ist die Frage nach der Angebrachtheit desjenigen 

Begriffes, der in der Formulierung meines Titels >Wirtschaftsinteressen ver­

sus Menschenrechte< auf den ersten Blick am harmlosesten erscheint: ich 

meine den Ausdruck versus. Mein Argument ist, daß Wirtschaftsinteressen 

und Menschenrechte unter bestimmten Bedingungen Zusammengehen 

können, was derzeit sowohl in der Finanz- und Geschäftswelt als auch in 

der Menschenrechtsszene zunehmend wahrgenommen wird. Nicht nur 

Wirtschaftsführer bemerken allmählich, daß ihre ökonomischen Interessen 

durch aktive Unterstützung der Menschenrechte gestärkt und vorange­

bracht werden, sondern auch Menschenrechtsaktivistinnen wird die Be­

deutung der Einbettung ökonomischer Logik in die Menschenrechtsarbeit 

zunehmend klarer.

E
s ist gleichwohl wahr, daß in 

der Ära freier Marktwirtschaf­

ten der Gegensatz zwischen 
Wirtschaftsinteressen und Menschen­

rechten auf den ersten Blick ohne 
Zweifel stark erscheint. Es gibt zahl­

reiche Fallbeispiele, insbesondere in 
Asien, wo ökonomische Interessen 

und Menschenrechte in unmittelba­
rem und unversöhnlichem Gegensatz 

zueinander standen, und wo die För­
derung wirtschaftlichen Nutzens auf 

Kosten der elementaren Rechte der 

Menschen erfolgte.

Gegensätzliche Ziele

Um die Auswirkungen dieses 
Punktes zu verstehen, müssen wir 

zunächst klarstellen, wessen ökono­

mische Interessen beim Konflikt mit 
Menschenrechten im Spiel sind.

Die Autorin ist stellvertretende Gene- 

ralsekretärin von FIDH — Federation 
Internationale des Ligues des Droits 

des L'Homme, Paris und Dozentin für 
Philosophie an der Sorbonne- 

Universität in Paris

1. ökonomische Interessen eines 

multinationalen Konzerns

In diesem Fall erscheint der Gegen­

satz größer denn je. Wie der UN- 

Berichterstatter für ökonomische, so­

ziale und kulturelle Rechte 1995 fest­

stellte, »...haben multinationale Kon­

zerne tendenziell eine enge Auffas­
sung von Entwicklung, in welcher ihre 

Bemühungen und Arbeitsmethoden 

eher auf Profitmaximierung ausge­

richtet sind denn auf Gleichheit und 

Verbesserung der Lebensbedingun­

gen...«. Hier soll als Fallbeispiel der 

Hinweis auf das Gaspipeline-Projekt 
der TOTAL in Burma und Thailand 

genügen. Wie verschiedene Berichte 

zeigen, bedeutet das Pipeline-Projekt 

objektiv nicht nur eine moralische, 

politische und finanzielle Stützung ei­

nes illegalen, illegitimen Regimes, der 

SPDC, verurteilt von nationalen und 

transnationalen Gremien auf der gan­

zen Welt; das Projekt der TOTAL 

wurde auch zum Anlaß für systemati­
sche und massive Verletzungen der 

Menschenrechte: Zwangsumsied­

lung, Zwangsarbeit, Folter, Hinrich­

tungen etc.

2. ökonomische Interessen des 

Staates

Auch hier gibt es zahlreiche 

Beispiele. Nehmen wir zum Beispiel 

den Fall Australien: ein entscheiden­

der Grund für Australien, als eines der 

wenigen Länder die Annexion Ost- 

Timors durch Indonesien de jure an­

zuerkennen, liegt in den riesigen Gas- 

und Erdölvorkommen des Timor- 

Grabens (die maritime >Straße<, die 
Timor von Australien trennt); und in 

der Tat: Australien wurde für diese 

noble Geste gegenüber Suharto mit 
fast exklusiven Rechten über das Öl 

im Timor-Graben belohnt. Unmittelbar 

muß man an die schäbige Haltung 

der meisten westlichen Länder ge­

genüber China und seinem riesigen 

Markt denken. Die Entscheidung, ei­

ne Resolution gegen China bei der 

UN- Menschenrechtskommission in 
Genf nicht zu unterstützen, basiert 

denn auch auf der Erwartung wirt-

Der Beitrag stand im Rahmen einer Debat­
te, die auf der Tagung -Die Asienkrise — 
Chancen für Demokratie und Menschen­
rechte?- in Berlin vom 26.-28.3.1999 ge­
führt wurde. Er wurde von Markus Gerboth 
aus dem Englischen übersetzt.
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schaftlicher Vorteile, welche die euro­

päischen Länder von ihrer Position 

des »kritischen Dialogs« erwarten, d.h. 

Abstand zu nehmen von der Kritik an 

der trostlosen Lage der Menschen­

rechte in China.

Noch allgemeiner kann man 

sagen, daß die Abwägung von Wirt­

schaftsinteressen gegenüber Men­

schenrechten auch eine Rolle spielen 

kann für die Wirtschaftsinteressen jr> 

nerhalb eines Staates. Das beste 

Beispiel hierfür ist Lee Kuan Yew, 

dessen autoritäre Politik in Singapur 

aus einer permanenten Spannung 

zwischen der Notwendigkeit zur Ent­

wicklung und der Wahrung der Men­

schenrechte bestand; mit dem Ar­

gument, daß, ungeachtet der 

»asiatischen Werte«, ein Zuviel an in­

dividueller Freiheit in der frühen Pha­

se der Entwicklung nur zu Chaos und 

Anarchie führen würde.

Die Verbindung der ökono­

mischen Interessen von Staaten ei­

nerseits und multinationalen Konzer­

nen andererseits kann sogar zu einer 

noch weiteren Zurückdrängung der 

Menschenrechte führen, wie es in 

den Freihandelszonen erfahrbar ist, 

welche buchstäblich Zonen der Ge­

setzlosigkeit sind, wo keinerlei Rech­
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te, seien sie zivil, politisch, ökono­

misch oder sozial, respektiert werden. 

Das Beispiel von maquiladoras in 

Mexiko ist signifikant in dieser Hin­

sicht.

| Theoretische 
Perspektive

Diese wenigen Beispiele 

weisen auf die theoretischen Ur­

sprünge des Konflikts zwischen Wirt­

schaftsinteressen und Menschen­

rechten hin.

Wirtschaftsinteressen haben 

notwendigerweise nur eine begrenzte 

Zahl von Profiteuren, Menschenrech­

te dagegen sind universell in ihrer 

Bedeutung. Das bedeutet, daß ein 

Konflikt besteht zwischen der privaten 

Natur wirtschaftlicher Interessen und 

der öffentlichen Natur der Menschen­

rechte; zwischen der partikularen, in­

dividuellen Natur ökonomischer Inter­

essen (wieviele Aktionäre es auch 

geben mag) und der generellen Gül­

tigkeit der Menschenrechte, gültig für 

jedermann überall und immer. Man 

könnte noch hinzufügen, daß Interes­

sen zum gegenseitigen Konflikt nei­

gen (wenn z.B. die Interessen eines 

Konzerns die Interessen eines 

anderen kreuzen), wohinge­

gen jedermann Menschen­

rechte genießen kann, ohne 

die Rechte anderer zu verlet­

zen.

Der klassische Ge­

gensatz zwischen privat/öf­
fentlich und speziell/allgemein 

muß philosophisch im Licht 

des Gegensatzes zwischen 

zwei verschiedenen Rationali­

tätsordnungen gesehen wer­

den. Man sagt, daß die Wirt­

schaftswelt ihre eigene Ratio­

nalität hat, welche wenig mit 

Menschenrechten zu tun hat. 
Ökonomische Logik wird als 

konsequenter Eigennutz defi­

niert: konsequent, weil das ra­

tionale Individuum bestrebt 

ist, angemessene Mittel zur 

Durchsetzung seiner Ziele fin- 

 ̂ den: Eigennutz, weil es als ra-

® tional erachtet wird zu versu-

2 chen, seine persönlichen In-
2 teressen und selbstsüchtiges

>' Wohlergehen zu maximieren.

< Ethik, als eine Haltung der

| Selbstlosigkeit, spielt keine

oder nur eine geringe Rolle in

ökonomischen Theorien. Manche 

gehen soweit zu sagen, daß eine 

ethische Haltung blanke Irrationalität 

ist. Im Einzelnen wird der Wert der 

gleichen Freiheiten für alle bestenfalls 

als angemessenes Mittel erachtet, die 
effizientesten Mechanismen in der 

Gesellschaft zu erhalten — Men­

schenrechte und fundamentale Frei­

heiten werden so bestenfalls instru­
mentalisiert.

Ein weiterer Schlüsselfak­

tor, der aus dieser philosophi­

schen Unterscheidung stammt, ist 

der uralte Gegensatz zwischen 

Staat und Markt, die oft als zwei 

Feinde angesehen werden. Ne­

benbei kann man anmerken, daß 

eine freie Marktwirtschaft implizit 

die Voraussetzung ist für die For­

mulierung »Wirtschaftsinteressen 

gegen Menschenrechte«. Dank 

Adam Smiths berühmter unsicht­

barer Hand schützt und fördert der 

Markt die Wirtschaftsinteressen 
seiner Akteure: jedermann trägt 

unwissentlich und spontan zur 

Wohlfahrt aller bei, indem er seine 

ureigenen Interessen verfolgt. Der 

Markt wurde daher als im Wider­

spruch zu allem gesehen, was ei­

ne Regulierung, eine Begrenzung 

der freien Aktivitäten seiner Betei­

ligten erzwingen könnte — was 

genau die Natur und Aufgabe des 

Staates ist. Allgemeiner formuliert, 

muß die Spannung im größeren 

Kontext der Dichotomie zwischen 
Ökonomie und Politik gesehen 

werden.

Als weiterer Parameter 

kommen die sogenannten Asiati­

schen Werte ins Spiel, die von etli­

chen Regierungen benutzt wurden, 

um — ziemlich heuchlerisch, wie 

man sagen muß — unter dem 

Deckmantel der Eigenheiten von 

Kulturen ökonomische Interessen 

zu verteidigen, und zwar auf Ko­

sten der Menschenrechte. Das 
Problem wird hier in sein Gegenteil 

verkehrt: es gebe keinen Konflikt 

zwischen Wirtschaftsinteressen 
und Menschenrechten, denn Men­

schenrechte hätten keine Bedeu­

tung im asiatischen Kontext! Wie­
der ist Lee Kuan Yew, der Verkün­

der der Asiatischen Werte, ein 

klassisches Beispiel: nach seiner 

Logik ist es legitim, die eigene 

ökonomische Wohlfahrt voranzu­
treiben, was ja tatsächlich univer­

sal ist, doch Rechte, wie sie in derLee Kuan Yew
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Erklärung der Allgemeinen Men­

schenrechte formuliert sind, stell­

ten lediglich ein importiertes Kon­

zept dar, welches die asiatische 

Kultur weder spiegelt noch aus­

drückt. Dieses Argument tendiert 

zu einem scharfen Gegensatz zwi­

schen zivilen und politischen 

Rechten auf der einen und öko­

nomischen und sozialen Rechten 

auf der anderen Seite.

Allmähliche 
Infragestellung 
eines Gegensatzes

Dieser Konflikt zwischen 

Wirtschaftsinteressen und Menschen­

rechten ist allerdings im Schwinden 

begriffen. Und, könnte man hinzufü­

gen, Asien hat eine Schlüsselrolle in 

dieser Entwicklung gespielt, sowohl 

strukturell als auch konjunkturell.

Strukturell, weil das Entwick­
lungsmodell in Asien selbst den Ge­

gensatz zwischen Markt und Staat in 
Frage stellt. Das asiatische Entwick­

lungsmodell ist genau nicht das eines 

freien Marktes, unberührt vom Staat, 

frei, nach seinen eigenen Gesetzen 

zu funktionieren, sofern man über­
haupt von Gesetzen im Markt spre­

chen kann, was bereits ein dubioser 

Punkt ist. Tatsächlich ist die ökono­

mische Erfolgsstory in Asien genau 
im Gegenteil eine Geschichte der 

gelenkten und unterstützten Entwick­
lung durch zielorientiertes Handeln 

der Behörden, die in den 60ern und 

70ern ausgesuchten Industriesekto­

ren namhafte Unterstützung zukom­

men ließen, unter anderem Preise 

aufrechterhielten, wo nötig. Asiatische 
Staaten waren entschieden interven­

tionistisch, wodurch sie ipso facto 

den blinden Glauben an die unsicht­

bare Hand des Marktes in Frage 

stellten.

Konjunkturell, weil man sa­

gen kann, daß die Asienkrise die Un­

zulänglichkeit eines Standpunktes 
demonstriert hat, der einseitig den 

wirtschaftlichen Bereich den Men­

schenrechten gegenüberstellt — und 
übrigens der Politik allgemein. Der 

Begriff der »optimalen Krise«, der unter 
Ökonomen ein eingeführter Terminus 

geworden ist, kann, wie paradox die 
Formulierung auch sein mag, für ei­

nige Klarheit sorgen. Eine optimale 
Knse ist das Stadium einer Krise, in 

der die Situation zerrüttet genug ist,

um Führer zu drastischen Maßnah­

men zu zwingen und ein komplettes 
Überdenken der alten Politik zu veran­

lassen, aber nicht akut genug, daß 

jede Handlung sinnlos erscheint. Ich 

denke, daß dies, nach der Finanz- 

und Wirtschaftskrise, die Situation in 

Südostasien ist. Die Krise hat den ei­

nen positiven Effekt gehabt, den Me­

chanismus des globalen Marktes in 

Frage zu stellen, und noch nie haben 

wir so viele Rufe nach mehr interna­

tionalen Regelungen gehabt. Auch 

die hartnäckigsten Befürworter eines 

freien Marktes erkennen an, daß eini­

ge Sicherheitsnetze nötig sind, um 

die düsteren sozialen Auswirkungen 

zu verhindern, die wir in Asien gese­

hen haben; auch die heftigsten Ver­

teidiger des liberalen Marktdogmas 

erkennen an, daß Politik gefordert ist, 
um die Ökonomie zu lenken; auch 

die grausamsten Kapitalisten erken­

nen die Notwendigkeit eines humane­
ren Zuschnitts der Ökonomie. Und es 

ist eine Tatsache, daß diejenigen 

Länder, welche den asiatischen 

Sturm am besten überstanden ha­

ben, (noch unperfekte) Demokratien 

sind — Taiwan, die Philippinen und 

Japan. Und die Nationen, die sich in 

einem Genesungsprozeß befinden, 

einschließlich Südkorea und Thailand, 

haben dies erreicht zu Lasten ihrer 

vormaligen korrupten Regime und zu 

Gunsten eines demokratischen Pro­

zesses. Die Krise hat gezeigt, daß 
Ökonomie nicht so leicht von Politik 

abgekoppelt werden kann. Im glei­

chen Atemzug haben sich die Ver­

fechter der Asiatischen Werte diskret 

in den Hintergrund zurückgezogen.

Der Begriff der »optimalen 

Krise« führt uns zu der Idee, daß die 

Zeit nun reif ist für eine Versöhnung 

zwischen Wirtschaftsinteressen und 

Menschenrechten.
|
II

Das Zusammentreffen 
j von Rationalitäten

Auf der theoretischen Ebene 

hat Amartya Sen, Nobelpreisgewinner 

in Wirtschafts-Wissenschaften 1998, 

gezeigt, daß der Gegensatz zwischen 
Ökonomie und Ethik und, in einem 

weiteren Sinne, zwischen Wirtschafts­

interessen und Menschenrechten, ei­

nem zu vereinfachten und verengten 

Konzept von Rationalität zuzuschrei­

ben ist. Wenn es rational ist, als öko­

nomischer Mitspieler zu handeln und

es gleichermaßen rational ist, die 

Menschenrechte zu verteidigen, so 

muß es ein »Zusammentreffen von 

Rationalitäten« geben. Eine Definition 

ökonomischer Rationalität als reines 

Selbstinteresse wird den ökonomi­

schen Mechanismen nicht gerecht: 

eine mechanistische Konzeption von 
Ökonomie, abgekoppelt von jeglicher 

politischen oder ethischen Überle­

gung, reicht nicht aus, um höchste 

wirtschaftliche Effizienz in der wirt­

schaftlichen Entwicklung zu errei­

chen. Sein Beispiel, daß sich Hun­

gerkrisen nur in autoritären Ländern 

ereignen, ist wohlbekannt: Hungerkri­

sen haben mehr mit Verantwortlich­

keit gegenüber dem Volk, demokrati­

scher Kontrolle und Menschenrech­

ten zu tun als mit dem aktuellen 

Stand der verfügbaren Ressourcen in 

einem Land.

I
Die Ökonomie kann von 

Menschenrechten 
profitieren

Ein vielsagendes Beispiel ist 

die außergewöhnliche Entwicklung 

von Verhaltensstandards in multina­

tionalen Konzernen. Gemäß dieser 

Richtlinien plädieren multinationale 

Konzerne in der Regel für Rechte am 

Arbeitsplatz und fördern ethische 

Standards sowohl in ihren eigenen 

Konzernen als auch bei ihren Ver­

tragspartnern. Man mag gegenüber 

solchen Verhaltensstandards viele 
Befürchtungen hegen, da sie im all­

gemeinen selbst verkündet, selbst 

durchgesetzt und selbst kontrolliert 

werden und generell nur Unterpunkte 

definieren im Vergleich zu internatio­

nal anerkannten Standards. Sie sind 

in der Regel weit davon entfernt, wirk­

lich zufriedenstellend zu sein — aber 

auch dann ist die explosionshafte 

Entwicklung solcher ethischer Stan­

dards (eine Umfrage aus Kanada hat 

ergeben, daß 80 % der kanadischen 

Multis mittlerweile über solche Stan­

dards verfügen) ein Zeichen, daß In­

vestoren und Hersteller sich für die 

Entwicklung von Rechtssicherheit 
einsetzen, für freien Austausch von 

Informationen und transparentere, 

weniger korrupte und zuverlässigere 

Regierungen. Sie fangen an zu be­

greifen, daß der Respekt vor den 
Menschenrechten ihnen nützen kann, 

wenn auch nur wegen des wachsen­
den Interesses der Öffentlichkeit an

____________________9
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ILLÜSTRATED PROPHECIES

Spannungen bei Menschenrechtsfragen belasteten ASEAN-EU-Meetings.

Arbeits- und Herstellungsbedingun­

gen, einem generellen Erstarken der 

Zivilgesellschaft und der Drohung ei­

nes möglichen Boykotts.

Ein weiteres Beispiel ist 
Hongkong: vor der Übergabe Hong­

kongs an China wetterte ein Großteil 

der Finanz- und Geschäftswelt gegen 

die lautstarken Opponenten Chinas; 

sie fürchteten, daß ein Mißfallen Chi­

nas insbesondere in Fragen der 
Menschenrechte ihre Geschäftsinter­

essen beeinträchtigen könnte. Verur­

teilt nicht!, Kommentiert noch nicht 

einmal! Beijings unzweideutige Ver­

suche, die demokratischen Institutio­

nen in Hongkong zu zerstören, sag­

ten sie aus Furcht, daß dies ihre 
Handelsinteressen gefährden könnte. 

Und Hongkong zeigte damit die au­

ßergewöhnliche Einverständnisnahme 

eines kommunistischen Regimes mit 

Erzkapitalisten. Aber wie Martin Lee, 

Vorsitzender der Demokratischen

Partei, argumentiert hat, ist solch ein 
Kalkül brüchig: tatsächlich bedeutet 

Stillhalten, während China die Freihei­
ten von Hongkong bedroht, eben je­

ne Wirtschaftsinteressen zu gefähr­

den, die sie eigentlich schützen wol­

len. Wenn das Geschäftsklima in 

Hong Kong so erfolgreich ist, argu­

mentiert Lee, dann deshalb, weil es 

unterstützt wird durch ein ausge­

glichenes »Spielfeld«, der Herrschaft 

des Rechts, Pressefreiheit und ei­

ner zuverlässigen und nicht-korrup­

ten Regierung. Wirtschaftliche und 

politische Rechte gehen Hand in 

Hand. Mehr Handel treiben in China 

und Hongkongs Freiheiten verteidi­

gen schließt einander nicht aus, son­

dern ist komplementär. Und, so Lee, 

»... es wäre sinnvoll, wenn die Wirt­

schaftsbosse Hongkongs Freiheiten 

verteidigen würden — wenn schon 

nicht aus Prinzip, dann aus Eigen­

nutz».

In einem größeren 

Rahmen ist das Argument, 

nach dem die Respektierung 

der Menschenrechte ökono­

mische Entwicklung nicht nur 

nicht hemmt, sondern sie im 

Gegenteil fördert, von interna­

tionalen Finanzbehörden, be­

sonders der Weltbank, mehr 

oder weniger anerkannt wor­

den. Weltbanksprecher haben 

öffentlich die Armutsbekämp­

fung als eines der Hauptziele 

der Weltbank bekräftigt, da es 

sich erwiesen hat, daß dort, 

wo ökonomische, soziale und 

kulturelle Rechte eklatant ver­

letzt werden, wirtschaftliche 

Entwicklung keinen Sinn 

macht und in jedem Fall zum 

Scheitern verurteilt ist. Die 

Weltbank folgt damit einer 

Reihe von Berichten über die 

Erfolgsquote ihrer eigenen 

Projekte — die Berichte ha­

ben gezeigt, daß dort, wo 

bürgerliche und politische 
Freiheiten verletzt werden, 

Wirtschaftspläne gleicherma­

ßen zum Scheitern verurteilt 

P sind. Wiederum ist die
g> Schlußfolgerung, daß es

“ zweier bedarf zum Tangotan-

zen: politische und ökonomi- 

>  sehe Freiheiten gehen Hand

< in Hand, und dies hat zur au-
| ßergewöhnlichen Entwicklung

vom Begriff des »guten Regie- 

rens« (»good governance«) 

geführt — transparente Institutionen, 

Herrschaft des Rechts, Zuverlässig­

keit, Freiheit der Presse und Mei­

nungsäußerung, Demokratie. Wie 

James Wolfensohn, der Weltbank­

präsident es formulierte: »Die asiati­

schen Führer müssen die Verbindung 

zwischen einer guten wirtschaftlichen 

performance und einer offenen Regie­
rung erkennen. Öffentliche Entschei­

dungen müssen hinausgebracht wer­

den an das Licht öffentlicher Kritik. 

Nicht nur, um den Markt zu befrieden, 

sondern auch, um den breiten sozia­

len Konsens herzustellen, ohne den 

auch die am besten angelegten öko­

nomischen Strategien ultimativ 

scheitern werden«. Das Problem ist 

offensichtlich die Eingeengtheit der 

Begriffe »Regieren« und »Herrschaft 

des Rechts«, die noch allzuoft gleich­

gesetzt werden mit dem geschmeidi­

gen Funktionieren der Finanzmärkte 

und der Sicherheit von Verträgen.
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Der ökonomische Paradig­

menwechsel weltweit muß in diesem 
Kontext verstanden werden, wo die 

Interessen der Geschäfts- und Fi­

nanzwelt als komplementär zur Men­

schenrechtsbewegung gesehen wer­

den können. Genau diejenigen Ele­

mente, welche Menschenrechte ga­

rantieren — offene und verläßliche 

Regierung, unabhängige Justiz, Frei­

heit der Information und Meinungs­

äußerung — sind dieselben Faktoren, 

welche ein stabiles Geschäfts — und 

Investitionsklima schaffen. Der öko­

nomische Paradigmenwechsel ist 

auch ein Symptom dieser allgemei­

nen Agenda. Die 80er Jahre wurden 

bestimmt durch den sog. 

Washington-Konsens«, welcher den 

Kern bildete für strukturelle Anpas­

sungsprogramme. Er rief nach der 

Deregulierung des Marktes, nach 

Budgetbegrenzung, Neustrukturie­

rung der öffentlichen Finanzen, Eli­

minierung von Handelsdefiziten, 
massiver Privatisierung, Öffnung der 

Märkte usw. — im Grundsatz also ei­

ne wachstumsorientierte Politik. Der 

Washington-Konsens« wird nun mehr 

und mehr in Frage gestellt und vom 

Modell der »nachhaltigen Entwicklung« 

abgelöst, welche nicht realisiert wer­
den kann ohne angemessenen 

Schutz elementarer, international an­

erkannter Menschenrechte — aller 

Menschenrechte — und die auf der 
Idee einer gleichberechtigten Part­

nerschaft zwischen Entwicklungs — 

und Geberländern, der Beteiligung 

von Hilfsempfängern sowie besserer 

Umverteilung basiert und auf die Ver­

besserung der Lebensqualität der 

Menschen zielt. Dies hat eine Rück­

besinnung eher auf politische denn 

auf simple ökonomische Modelle be­

deutet und auf die fundamentale Be­
deutung der Menschenrechte zur Er­

langung eines lang anhaltenden wirt­

schaftlichen Erfolges.

I
 Menschenrechte können 

von der Ökonomie 
profitieren

Umgekehrt aber ist es inter­

essant, daß die Menschenrechtsbe­

wegung selbst von einem besseren 

Verständnis der ökonomischen Logik 

profitieren kann.
Auch wenn die Globalisie­

rung großes Elend in viele Teile der 

Welt, nicht zuletzt nach Asien, ge­
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bracht hat, sind dies nicht nur negati­

ve Folgen. Eine der positiven Folgen 

war das Neuüberdenken des Gegen­

satzes zwischen Staat und Individu­
um, was in der Theorie der Men­

schenrechte immer der Schlüsselfak­

tor gewesen ist. Globalisierung hat 

die Intervention vieler neuer Akteure 

mit Einfluß auf die Verwirklichung der 

Menschenrechte zur Folge — nicht 
zuletzt multinationaler Konzerne und 

internationaler Finanzinstitutionen. 

Das bedeutet, daß Globalisierung 

nicht nur als etwas Unpersönliches 

angesehen werden sollte, das an­

onym ist und schicksalsschwer über 

schutzlose Bevölkerungen kommt — 

Globalisierung ist das Ergebnis der 

Etablierung von Beziehungen und 

Verbindungen. Die Möglichkeit für 

neue Akteure, ins Spiel zu kommen in 

eine zunehmend vernetzte Welt ent­

hält auch die Möglichkeit für die Zivil­

gesellschaft, eine beispiellose Rolle 

zu spielen in der Anstrengung für 

mehr Verantwortlichkeit und größeren 

Respekt für die Menschenrechte. 
Ökonomische Globalisierung und die 

Anerkennung der gemeinsamen 

Verwicklungen sind nicht notwendi­

gerweise ein Fluch für die Menschen­

rechte — wenn wir es verstehen, sie 

klug zu nutzen, können sie ein vor­

zügliches Mittel sein zur Einforderung 

von Menschenrechten und der Errich­

tung all der Universalität, die wir ver­

teidigt haben, lange bevor der Begriff 

»Globalisierung« geprägt wurde.

2. Außerdem kann die Men­

schenrechtsbewegung davon profitie­

ren, ihre traditionelle Trotzhaltung ge­

genüber ökonomischen Mechanis­
men und der Ökonomie allgemein 

abzuwerfen: Ökonomie und das Ver­

stehen der Logik dahinter kann ein 

wertvolles Instrument sein, um die 

Unteilbarkeit der Menschenrechte 

neu zu formulieren. Die traditionelle 

Unterscheidung zwischen bürgerli­

chen und politischen Rechten auf der 

einen und wirtschaftlichen, sozialen 

und kulturellen Rechten auf der ande­

ren Seite kann besser formuliert wer­

den, wenn Individuen als freie Akteu­

re ihres Wohlergehens gesehen wer­

den, was letztendlich das ist, wofür 

wir kämpfen: Erhaltung der Würde ei­
nes jeden Individuums, damit er oder 

sie zum freien Akteur seiner oder ihrer 

eigenen Autonomie werde.

Zum Abschluß möchte ich 
den Begriff >Öko-Ethik< (ecoethics), 

den Terminus von Meyer-Bisch, ein­

führen als Mittel zur weiteren Reflexi­
on. Öko-Ethik ist definiert als eine 

Ethik genereller Gegenseitigkeit, so­

wohl konkret als auch nicht-konkret, 

welche ökonomische und soziale 

Beziehungen umfassen würde als 

auch die Verantwortung eines jeden 

ökonomischen und moralischen 
Subjekts. Öko-Ethik als die funda­

mentale Regel des Spieles, in wel­

chem der Markt und die öffentliche 

Sphäre Verbindungselemente sind 

und nicht getrennte Spieler und wo 

die Respektierung der Menschen­

rechte zum Grundgesetz unserer 

globalen Gemeinschaft wird. Verges­

sen Sie nicht, daß der Mensch nicht 
für die Ökonomie gemacht wurde, 

sondern umgekehrt die Ökonomie für 

den Menschen. In unserem Kampf für 

die Menschenrechte ist es unsere 

ständige Aufgabe, die Wirtschaftsfüh­

rer an diese elementare Wahrheit zu 

erinnern.
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